
 

 

Satzung  

§ 1  

Der Verein führt den Namen  Freundeskreis für Flüchtlinge in Erkrath e.V. 

Der Sitz des Vereins ist Erkrath. 

 

§ 2  

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 3  

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar - gemeinnützige und mildtätige  Zwecke  im Sinne 

des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Zweck des Vereins ist die Integration von Menschen. 

Der Satzungszweck wird verwirklicht im Wesentlichen durch Betreuung und Beratung von Menschen 

mit Migrations- und/oder Fluchthintergrund, insbesondere durch praktische Hilfen bei Wohnungs- und 

Arbeitssuche, durch Unterstützung bei behördlichen Angelegenheiten, durch Hilfe bei Bildung von 

Netzwerken, durch Schaffung von Räumen der Begegnung und durch Öffentlichkeitsarbeit. 

 

§ 4  

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. 

 

§ 5  

Mittel des Vereins werden nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet. Die Mitglieder erhalten 

keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

§ 6  

Bei Bedarf ist die Mitgliederversammlung ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer 

angemessenen Vergütung auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder Aufwandsentschädigung 

nach § 3 Nr. 26a EStG zu beauftragen. Maßgebend ist die Haushaltslage des Vereins.  

Im Übrigen haben Mitglieder und Vorstandsmitglieder des Vereins einen Aufwandsersatzanspruch 

nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden 

sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon etc.. 

Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach seiner Ent-

stehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit 

Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 

 



 

 

§ 7  

Vereinsmitglieder können natürliche Personen oder juristische Personen werden. 

Der Aufnahmeantrag muss schriftlich gestellt werden. 

Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. 

Gegen die Ablehnung, die keiner Begründung bedarf, steht dem/der Bewerber/in die Berufung an die 

Mitgliederversammlung zu, welche dann endgültig entscheidet. 

 

§ 8  

Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung der juristischen Person. 

Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem vertretungsberechtigten Vorstands-

mitglied.  

Ein Ausschluss kann nur aus einem wichtigen Grund erfolgen. Wichtige Gründe sind insbesondere ein 

die Vereinsziele schädigendes Verhalten, die Verletzung satzungsmäßiger Pflichten oder Beitrags-

rückstände von mindestens einem Jahr. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen den 

Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, die schriftlich binnen 

eines Monats an den Vorstand zu richten ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet im Rahmen des 

Vereins endgültig. Dem Mitglied bleibt die Überprüfung der Maßnahme durch Anrufung der ordentli-

chen Gerichte vorbehalten. Die Anrufung eines ordentlichen Gerichts hat aufschiebende Wirkung bis 

zur Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung. 

 

§ 9  

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe der Beiträge bestimmt die Mitgliederver-

sammlung. Die Beiträge sind am 15.2. des Jahres fällig. Bei Aufnahme in den Verein ist der Mitglieds-

beitrag sofort fällig. 

 

§ 10  

Organe des Vereins sind 

- die Mitgliederversammlung und 

- der Vorstand. 

 

§ 11  

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere 

die Wahl und Abwahl des Vorstands, Entlastung des Vorstands, Entgegennahme der Berichte des 

Vorstandes, Wahl des/r Kassenprüfers/in, Festsetzung von Beiträgen und deren Fälligkeit, Beschluss-

fassung über die Änderung der Satzung, Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins, Ent-

scheidung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern in Berufungsfällen sowie weitere Aufga-

ben, soweit sich diese aus der Satzung oder nach dem Gesetz ergeben. 



Im ersten Quartal eines jeden Geschäftsjahres findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. 

Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung verpflichtet, wenn 

mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe von Gründen verlangt. 

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von einem Monat schrift-

lich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Einladung gilt als zugegangen, wenn sie durch 

die Post aufgegeben oder per Boten versandt wurde. Einladungen per E-Mail sollen mit Lesebestäti-

gung verschickt werden. 

Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine Woche vor dem ange-

setzten Termin schriftlich beantragt. Die Ergänzung ist zu Beginn der Versammlung bekanntzuma-

chen. 

Anträge über die Abwahl des Vorstands, über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des 

Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der Einladung zur Mitgliederversammlung zugegangen 

sind, können erst auf der nächsten Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfä-

hig. 

Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. 

Zu Beginn der Mitgliederversammlung ist ein Schriftführer zu wählen. 

Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich oder für ein Mitglied unter Vor-

lage einer schriftlichen Vollmacht ausgeübt werden. 

Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer Mehrheit von 2/3 der an-

wesenden Mitglieder beschlossen werden. 

Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht. Über die Beschlüsse der Mitglie-

derversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu 

unterzeichnen ist. 

 

§ 12  

Der Vorstand besteht aus mindestens zwei und höchstens fünf Personen. Sie vertreten den Verein 

gerichtlich und außergerichtlich. Zwei Vorstandsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberechtigt. 

Über die Zahl der Vorstandsmitglieder entscheidet die Mitgliederversammlung bei der Wahl des Vor-

stands. 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von einem Jahr gewählt. 

Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. Wiederwahl ist zulässig. 

Der Vorstand bleibt solange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist. 

Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand. 

 

§ 13  

Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von einem Jahr eine/n Kassenprüfer/in. Diese/r darf 

nicht Mitglied des Vorstands sein. 

Wiederwahl ist zulässig. 



 

 

 

§ 14  

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Ver-

mögen des Vereins an den Franziskus Hospiz e.V. Hochdahl, der es unmittelbar und ausschließlich 

für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

 

 

 

Erkrath, 12. März 2020 


